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650. Bundesgesetz: Veräußerung von unbeweglichem Bundesvermögen
(NR: GP XVII RV 764 AB 794 S. 81.)

651 . Verordnung: Lagerung von Druckgaspackungen, die mehr als 45 vH oder mehr als 250 Gramm
brennbare Stoffe enthalten, in gewerblichen Betriebsanlagen

652 . Verordnung: Änderung der Dampfkesselverordnung

6 5 3 . Verordnung: Festlegung von Globalquoten für das Jahr 1989 im Bereich der Schrottlenkung

654. Kundmachung: Aufhebung des § 2 Abs. 2 letzter Satz und § 5 Abs. 4 der 'Wirtschaftstreuhänder-
Disziplinarordnung durch den Verfassungsgerichtshof

650. Bundesgesetz vom 29. November 1988
über die Veräußerung von unbeweglichem

Bundesvermögen

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen ist zu
nachstehenden Verfügungen über unbewegliches
Bundesvermögen ermächtigt:
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§ 2. Der Verkaufserlös der in § 1 Ziffer 9 ange-
führten Liegenschaft ist als Bundesleistung für
Investitionen der Universität Wien im Rahmen
ihrer Rechtsfähigkeit gemäß § 2 Abs. 2 des Univer-
sitäts-Organisationsgesetzes, BGBl. Nr. 258/1975,
in der Fassung BGBl. Nr. 654/1987 zur Nutzbar-
machung der ihr von der Stadt Wien übereigneten
Liegenschaft EZ 31, KG Aisergrund für Zwecke
der Universität als Einrichtung des Bundes zu ver-
wenden.

§ 3. Mit der Vollziehung ist unbeschadet der
dem Bundesminister für Wissenschaft und For-
schung hinsichtlich des Verwendungszweckes
gemäß § 2 zukommenden Zuständigkeit der Bun-
desminister für Finanzen betraut.

Waldheim
Vranitzky

6 5 1 . Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten und des Bun-
desministers für Arbeit und Soziales vom
16. November 1988 über die Lagerung von
Druckgaspackungen, die mehr als 45 vH oder
mehr als 250 Gramm brennbare Stoffe enthal-

ten, in gewerblichen Betriebsanlagen

Auf Grund des § 69 Abs. 1 und des § 82 Abs. 1
der Gewerbeordnung 1973, BGBl. Nr. 50/1974, in
der Fassung der Gewerberechtsnovelle 1988, BGBl.
Nr. 399, wird vom Bundesminister für wirtschaftli-
che Angelegenheiten — mit Ausnahme des § 3 im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit
und Soziales, dem Bundesminister für Gesundheit
und öffentlicher Dienst, dem Bundesminister für
Umwelt, Jugend und Familie und dem Bundesmini-
ster für Land- und Forstwirtschaft — und auf

Grund des § 24 Abs. 1 bis 3 des Arbeitnehmer-
schutzgesetzes, BGBl. Nr. 234/1972, wird vom
Bundesminister für Arbeit und Soziales im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten verordnet:

Geltungsbereich

§ 1. (1) Diese Verordnung gilt für genehmigte
und für genehmigungspflichtige sowie nach Maß-
gabe des § 3 auch für nicht genehmigungspflichtige
gewerbliche Betriebsanlagen, in denen solche
Druckgaspackungen gelagert werden, die mehr als
45 vH oder mehr als 250 Gramm brennbare Stoffe
enthalten und mit dem in der Z 18 lit. e der
Anlage 3 zur Dampfkesselverordnung, BGBl.
Nr. 510/1986, in der jeweils geltenden Fassung
festgelegten Flammensymbol zu kennzeichnen
sind. Als brennbar gelten jene Stoffe, die in der
Stoffaufzählung des Europäischen Übereinkom-
mens über die internationale Beförderung gefährli-
cher Güter auf der Straße (ADR), BGBl. Nr. 522/
1973, zuletzt geändert durch die Novelle BGBl.
Nr. 602/1987, bzw. der Ordnung für die interna-
tionale Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter
(RID), BGBl. Nr. 137/1967, zuletzt geändert
durch die Novelle BGBl. Nr. 21/1988, als solche
angeführt sind.

(2) Eine Lagerung im Sinne dieser Verordnung
liegt auch vor, wenn Druckgaspackungen kurzzei-
tig vorrätig gehalten, zur Schau gestellt oder zum
Verkauf bereitgehalten werden.

Begriffe

§ 2. (1) Für diese Verordnung gelten die
Begriffsbestimmungen der §§ 2 bis 4 der Verord-
nung BGBl. Nr. 435/1982 über die Lagerung von
Druckgaspackungen in gewerblichen Betriebsanla-
gen in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 503/1986.

(2) Im Sinne dieser Verordnung ist
1. ein Bauteil, der einer Brandeinwirkung für

eine bestimmte Zeitdauer Widerstand leisten
kann, in Massivbauweise brandbeständig,
wenn er eine Brandwiderstandsdauer von
mindestens 90 Minuten aufweist, die Mauern
und Wände der ÖNORM B 3351, Oktober
1983, entsprechen oder dieser Ausführung
gleichwertig sind und die Decken keine
brennbaren Bestandteile aufweisen (wie Stahl-
betonplattendecken, Stahlbetonrippendecken,
Stahl- oder Spannbetonhohlplattendecken
oder Decken aus Stahl- oder Spannbetonfer-
tigteilen) oder diesen Decken gleichwertig
sind;

2. ein Lagerraum ebenerdig, wenn er sich in
einem nicht überbauten Erdgeschoßbau befin-
det;

3. ein Brandabschnitt ein Teil eines Gebäudes
oder einer Gebäudegruppe, der durch zumin-
dest brandbeständige Wände und Decken
begrenzt ist.
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Lagerung in nicht genehmigungspflichtigen
gewerblichen Betriebsanlagen

§ 3. In nicht genehmigungspflichtigen gewerbli-
chen Betriebsanlagen dürfen höchstens 20 Druck-
gaspackungen gemäß § 1 mit einem Gesamtinhalt
von höchstens je 600 ml und diese nur nach Maß-
gabe der §§ 6 und 7 der Verordnung BGBl.
Nr. 435/1982 gelagert werden.

Allgemeine Bestimmungen
§ 4. Für die Lagerung von Druckgaspackungen

gemäß § 1 gilt
1. die Flüssiggas-Verordnung, BGBl. Nr. 139/

1971, sinngemäß, sofern nachstehend nicht
anderes bestimmt wird;

2. § 6 der Verordnung BGBl. Nr. 435/1982 mit
der Maßgabe, daß zwischen den gelagerten
Druckgaspackungen und Heizkörpern ein
Abstand von mindestens 1 Meter bestehen
muß.

Lagerungsverbote
§ 5. Die Lagerung von Druckgaspackungen

gemäß § 1 ist an den im § 7 Z 1 bis 3 und 5 der Ver-
ordnung BGBl. Nr. 435/1982 angeführten Orten
sowie im Umkreis von 10 Metern um Rolltreppen
und Aufzugsstationen verboten.

Lagerräume

§ 6. (1) Lagerräume für Druckgaspackungen
gemäß § 1 müssen dem § 4 Z 1 sowie, unbeschadet
des Abs. 2, folgenden Anforderungen entsprechen:

1. Die Lagerräume müssen den §§ 8 Abs. 4, 9, 10
und 11 der Verordnung BGBl. Nr. 435/1982
entsprechen;

2. Lagerräume dürfen mit Verkaufsräumen und
dem Verkauf dienenden Nebenräumen nur
über brandbeständig errichtete Schleusen
zugänglich sein, wobei die Türen des Schleu-
senraumes brandhemmend hergestellt sein
müssen; eine direkte Verbindung eines Lager-
raumes mit einem Verkaufsraum ist nur zuläs-
sig, wenn die Lagerraumtür brandbeständig
hergestellt ist;

3. Regale müssen aus unbrennbaren Baustoffen
hergestellt sein;

4. die in den Lagerräumen höchstzulässige
Anzahl an Druckgaspackungen gemäß § 1
muß an einer gut sichtbaren Stelle außerhalb
des Lagerraumes an dessen Eingangstüren
oder in der Nähe dieser Türen angegeben
sein;

5. Lagerräume müssen so errichtet und einge-
richtet sein, daß in einem Brandfall ein
Druckanstieg im Raum durch berstende
Druckgaspackungen und ausfließendes sich
entzündendes Treibgas ohne Gefährdung für
das tragende Mauerwerk des Gebäudes abge-
baut werden kann (zB entsprechend massive
Ausbildung der Gebäudeteile oder Herstel-
lung von Druckentlastungsöffnungen); bei

ebenerdigen Lagerräumen ist die Ausbildung
der Decke des Lagerraumes in Massivbau-
weise nicht erforderlich, wenn die Decken
und Dachkonstruktionen brandbeständig
sind;

6. Rauchfangputztürchen, Bodeneinläufe sowie
brennbare Gase oder brennbare Flüssigkeiten
führende Rohrleitungen dürfen in Lagerräu-
men nicht vorhanden sein.

(2) Werden in einem Lagerraum nicht mehr als
150 Stück Druckgaspackungen gemäß § 1 gelagert,
so dürfen im gleichen Lagerraum auch unbrenn-
bare Materialien oder Gegenstände aufbewahrt
werden, soweit dadurch nicht mehr als 30 vH der
Bodenfläche beansprucht werden. Druckgaspak-
kungen gemäß § 1 im Ausmaß von höchstens
150 Stück dürfen auch in Lagerräumen gelagert
werden, deren Fußboden tiefer als das umliegende
Niveau liegt, sofern diese Lagerräume nicht neben
oder unter Räumen liegen, die dem dauernden Auf-
enthalt von Personen oder dem regelmäßigen Ver-
kehr von Personen dienen; die Lagerräume müssen
mit mechanischen Lüftungsanlagen ausgestattet
sein, die sich vor Betreten der Lagerräume selbsttä-
tig einschalten; durch diese Lüftungsanlagen muß
die Luft der Lagerräume auch aus Bodennähe so
angesaugt werden, daß allfällige durch undichte
Druckgaspackungen sich bildende explosible Gas-
Luft-Gemische aus dem Bodenbereich abgesaugt
und gefahrlos ins Freie abgeführt werden können;
Be- und Entlüftungsanlagen einschließlich ihrer
elektrischen Anlagen müssen so hergestellt sein,
daß aus Druckgaspackungen ausgetretene Gase
oder Dämpfe nicht gezündet werden können. In
diesen Lagerräumen ist die Herstellung von Druck-
entlastungsöffnungen nach Abs. 1 Z 5 nicht erfor-
derlich.

Vorratsräume
§ 7. In Vorratsräumen dürfen Druckgaspackun-

gen gemäß § 1 nicht gelagert werden; eine Lage-
rung gemäß § 6 Abs. 2 erster Satz gilt nicht als
Lagerung in Vorratsräumen.

Verkaufsräume
§ 8. (1) In Verkaufsräumen, die unter Räumen

liegen, die dem dauernden Aufenthalt von Perso-
nen dienen, dürfen Druckgaspackungen gemäß § 1
nur gelagert werden, wenn Wände und Decken
dieser Räume in Massivbauweise brandbeständig
hergestellt sind. In solchen Verkaufsräumen dürfen
je Brandabschnitt für den voraussichtlichen Tages-
bedarf und für die Darbietung des Sortiments die
erforderlichen Druckgaspackungen im Ausmaß von
höchstens 150 Stück nur unverpackt auf unbrenn-
baren Regalen zum Verkauf vorrätig gehalten wer-
den.

(2) Für die Lagerung von Druckgaspackungen
gemäß § 1 in Verkaufsräumen mit Selbstbedienung
durch Kunden zusammen mit anderen Waren
brennbarer Art in einem Regal gilt § 30 der Verord-



4418 244. Stück — Ausgegeben am 13. Dezember 1988 — Nr. 652 bis 654

nung BGBl. Nr. 435/1982 mit der Maßgabe, daß
die Anforderungen des § 4 Z 3 der Verordnung
BGBl. Nr. 435/1982 in der Fassung der Verord-
nung BGBl. Nr. 503/1986 bezüglich der Wärme-
dämmung erfüllt sein müssen.

(3) Auf Antrag dürfen in begründeten Fällen in
Verkaufsräumen, die in Gebäuden liegen, in denen
sich keine betriebsfremden Räume befinden, die
dem dauernden Aufenthalt oder dem dauernden
Verkehr von Personen dienen, von der Behörde je
Brandabschnitt mehr als 150 Stück Druckgaspak-
kungen gemäß § 1 für die Darbietung des Sorti-
ments unter Berücksichtigung des jeweiligen
Tagesbedarfes zugelassen werden, wenn die im
§ 74 Abs. 2 GewO 1973 umschriebenen Interessen
ausreichend geschützt und folgende Voraussetzun-
gen erfüllt sind:

1. Beträgt der von den Kunden zurückzule-
gende Weg (Gehweglänge) zu Hauptausgän-
gen von Verkaufsräumen mehr als 20 Meter,
so müssen Regale und Verkaufsstände für
Druckgaspackungen gemäß § 1 mindestens
10 Meter (Gehweglänge) von Haupt- und
Nebenausgängen sowie von Notausgängen
entfernt angeordnet sein;

2. bei einer Gesamtlagerung von mehr als
500 Stück Druckgaspackungen gemäß § 1
müssen jene Brandabschnitte, in denen diese
Druckgaspackungen lagern, mit selbsttätigen
Feuerlöscheinrichtungen (Sprinkleranlagen
o. dgl.) ausgestattet sein.

(4) Die Fußböden in Verkaufsräumen, in denen
Druckgaspackungen gemäß § 1 vorrätig gehalten
werden, müssen nachweislich zumindest schwer
brennbar sein.

Schlußbestimmungen

§ 9. (1) Erfordern die besonderen Betriebsver-
hältnisse im Einzelfall Maßnahmen zum Schutz des
Lebens und der Gesundheit der Arbeitnehmer, die
über die Vorschriften dieser Verordnung hinausge-
hen, so darf die zuständige Behörde im Rahmen
der Bestimmungen des Arbeitnehmerschutzgesetzes
solche Maßnahmen auf Antrag des Arbeitsinspek-
torates durch Bescheid vorschreiben.

(2) Die zuständige Behörde darf im Einzelfall
nach Anhörung des Arbeitsinspektorates andere als
in dieser Verordnung vorgeschriebene Vorkehrun-
gen zulassen, wenn hiedurch dem Schutz des
Lebens und der Gesundheit der Arbeitnehmer in
demselben Maße Rechnung getragen wird. Die
zuständige Behörde darf im Einzelfall nach Anhö-
rung des Arbeitsinspektorates mit Bescheid auch
Abweichungen von den Vorschriften dieser Ver-
ordnung zulassen, insoweit hiedurch die Belange
des Arbeitnehmerschutzes nicht beeinträchtigt wer-
den.

(3) Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1989 in
Kraft.

Graf Dallinger

652. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom
28. November 1988, mit der die Dampfkessel-

verordnung geändert wird

Auf Grund des Art. 48 des Verwaltungsentla-
stungsgesetzes, BGBl. Nr. 277/1925, in der Fas-
sung des § 2 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 55/
1948 wird verordnet:

Die Dampfkesselverordnung — DKV, BGBl.
Nr. 510/1986, in der Fassung der Verordnung
BGBl. Nr. 503/1988 wird wie folgt geändert:

Artikel I

Anlage 3, Ziffer 16, entfällt.

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1989 in
Kraft.

Graf

653. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom
28. November 1988 über die Festlegung von
Globalquoten für das Jahr 1989 im Bereich

der Schrottlenkung

Auf Grund des § 7 des Schrottlenkungsgesetzes
1985, BGBl. Nr. 428, geändert durch Bundesgesetz
BGBl. Nr. 338/1988, wird verordnet:

§ 1. Der im Inland anfallende unlegierte Eisen-
schrott wird im Jahre 1989 zwischen der Gruppe
der Unternehmen, die Eisen oder Stahl erzeugen,
und der Gruppe der Unternehmen der Gießereiin-
dustrie mit einem Jahreszukaufsbedarf über 2000 t
im Verhältnis von 90,8 zu 9,2 aufgeteilt.

§ 2. Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 1989 in
Kraft.

Graf

654. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
29. November 1988 über die Aufhebung des
§ 2 Abs. 2 letzter Satz und § 5 Abs. 4 der Wirt-
schaftstreuhänder-Disziplinarordnung durch

den Verfassungsgerichtshof
Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß

§§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichtshofge-
setzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 11. Oktober 1988, G 238/87-8, dem Bun-
deskanzler zugestellt am 18. November 1988, §2
Abs. 2 letzter Satz und § 5 Abs. 4 der Wirtschafts-
treuhänder-Disziplinarordnung, BGBl. Nr. 63/
1962, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 28/1965 und des Bundesministeriengesetzes
1986, BGBl. Nr. 76, als verfassungswidrig aufgeho-
ben.

(2) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Vranitzky


